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TOP 34: 

Drittes Gesetz zur Änderung des Telekommunikationsgesetzes 

Drucksache: 343/17

I. Zum Inhalt des Gesetzes 

Ziel des Gesetzes ist es, die Netzneutralität sicherzustellen. Internetzugangs-
anbieter sollen den gesamten Datenverkehr ohne Diskriminierung, 
Beschränkung oder Störung grundsätzlich gleich behandeln, ungeachtet des 
Senders, des Empfängers, des Inhalts, der Anwendung, des Dienstes oder des 
Endgerätes. Eine angemessene Verwaltung des Datenverkehrs soll aber zulässig 
sein, um die Netzwerkressourcen effizient zu nutzen und die Qualität der 
Dienste entsprechend den Anforderungen zu gewährleisten. Mit dem Gesetz 
soll auch aufgrund der EU-Verordnung 2015/2120 eine ausreichende 
Transparenz gegenüber Endnutzern hergestellt werden. So müssen Endnutzer 
darüber informiert werden, wie sich die angewandte Verkehrsmanagement-
praxis auf die Qualität des Internetzugangsdienstes, die Privatsphäre des 
Endnutzers und den Schutz personenbezogener Daten auswirken könnte und 
wie sich Dienste, über die sie einen Vertrag abschließen, auf die Qualität und 
Verfügbarkeit ihrer jeweiligen Internetzugangsdienste auswirken. Angegeben 
werden müssen den Endnutzern außerdem, welche Datenübertragungs-
geschwindigkeit realistisch zur Verfügung steht und welche Rechtsbehelfe 
ihnen im Fall der Nichterbringung der Leistung nach nationalem Recht zur 
Verfügung stehen. Auch sollen neue Bußgeldtatbestände eingeführt werden. 
Wenn ein Dienstanbieter den Datenverkehr unzulässig beschränkt, können 
Bußgelder bis zu 500.000 Euro verhängt werden. Bußgelder bis zu 
100.000 Euro können fällig werden, wenn Internetanbieter ihre Kunden über 
vertragsgemäße Beschränkungen des offenen Internetzugangs nicht ordnungs-
gemäß informieren. Ein solches Bußgeld droht auch für den Fall, dass die 
tatsächliche Datenübermittlung von der vertraglich vereinbarten abweicht. 
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II. Zum Gang der Beratungen 

Der Bundesrat hatte den ursprünglichen Gesetzentwurf der Bundesregierung in 
seiner Sitzung im September 2016 im so genannten Ersten Durchgang beraten 
und umfangreich Stellung genommen. Der Deutsche Bundestag nahm den 
Gesetzentwurf in seiner Sitzung am 27. April 2017 mit einigen Änderungen an. 

III. Empfehlung des Wirtschaftsausschusses 

Der Wirtschaftsausschuss empfiehlt dem Bundesrat, zu dem Gesetz einen 
Antrag gemäß Artikel 77 Absatz 2 des Grundgesetzes nicht zu stellen. 


